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6. Beschlußempfehlung und Bericht 

des Wahlprüfungsausschusses 


zu 143 gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingegangenen Wahleinsprüchen 


A. Problem 

Gemäß Artikel 41 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes ist die Wahl- 
prüfung Sache des Deutschen Bundestages. Dieser hat nach den 
Bestimmungen des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) auf der Grund- 
lage von Beschlußempfehlungen des Wahlprüfungsausschusses 
über die Einsprüche zur Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen 
Bundestag vom 16. Oktober 1994 zu entscheiden. Insgesamt wa- 
ren 1 434 Zuschriften eingegangen. Die jetzt zur Beschlußfassung 
vorgelegten Entscheidungen behandeln 143 Einsprüche. Sie 
schließen an die bereits vorgelegten Beschlußempfehlungen auf 
den Drucksachen 13/2800, 13/3035 und 13/3355 (neu), 13/3531, 
13/3532 und 13/3770 an. Die Beschlußempfehlungen zu den übri- 
gen Einsprüchen wird der Wahlprüfungsausschuß jeweils nach 
Abschluß der Beratungen im Wahlprüfungsausschuß dem Deut- 
schen Bundestag zuleiten. 


B. Lösung 

Zurückweisung dieser Wahleinsprüche ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit im 

Sinne des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG. 

Offensichtlich unbegründet sind Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen behaupten; im Rah- 
men des Wahlprüfungsverfahrens im Deutschen Bundestag 
kann eine derartige Prüfung nicht erfolgen (seit der 1. Wahl- 
periode ständige Praxis des Deutschen Bundestages; diese Kon- 
trolle blieb stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten.), 

b) mangels ausreichender Angabe von Tatsachen nicht erkennen 
lassen, auf welchen Tatbestand der Einspruch gestützt wird 
(BVerfGE 4, 370 [372f.]), 
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c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung oder 
Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch ange- 
sichts des Stinunenverhältnisses keinen Einfluß auf die Man- 
datsverteilung haben konnten (BVerfGE 4, 370 [372 f.]). 


C. Alternativen 

Keine hinsichtüch der Ergebnisse der Entscheidungen. 

Der Wahlprüfungsausschuß ist jedoch allen behaupteten Wahl- 
mängeln nachgegangen, auch wenn erkennbar war, daß, den 
Wahlmangel unterstellt, dieser keinen Einfluß auf die Mandats- 
verteilung im 13. Deutschen Bundestag haben konnte. Diese Art 
der Behandlung soll mit dafür Sorge tragen, daß festgestellte 
Wahlmängel sich bei künftigen Wahlen soweit wie möghch nicht 
wiederholen. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die aus den Anlagen 1 bis 47 ersichtlichen Entscheidungen zu 
treffen. 

Bonn, den 8. Februar 1996 
DerWahlprüfungsausschufi . , 

Dieter Wiefelspütz Dr. Bertold Reinartz (Anlagen 1 bis 5) Anni Brandt-Elsweier (Anlagen 6 bis 9) 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterin 

Gerald Hüfner (Anlagen 10 bis 15) Jörg van Essen (Anlagen 16 bis 22) 

Berichterstatter Berichterstatter y 

Dr. Peter Paziorek (Anlage 23) Erika Sinun (Anlagen 24 bis 30) 

Berichterstatter Berichterstatterin 

Clemens Schwalbe (Anlagen 31 bis 42) Norbert Geis (Anlagen 43 bis 47) 
Berichterstatter Berichterstatter 
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Anlage 1 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1 . - Az.: WP 19/94 - des Herrn Wilhelm Becker, 
wohnhaft: Kopemikusplatz 1, 64289 Darmstadt, 

2. - Az.: WP 20/94 - der Frau Christina Becker, 
wohnhaft: Kopemikusplatz 1, 64289 Darmstadt, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspmch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit ihren gleichlautenden Schreiben vom 22. Ok- 
tober 1994 haben die Einspmchsführer Einspmch 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Die Einspmchsführer begründen ihren Einspmch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgmnd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundes Wahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Gmndgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenziemng des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spmchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspmch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspmch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführern angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
gmnd von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht bemfen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu übe^rüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzu weisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 {170, 171)]. 

Der Einspmch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 2 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1, - Az.: WP 37/94 - der Frau Anke Krolikowski, 
wohnhaft: Brühler Straße 64, 53894 Mechernich, 

2. - Az,: WP 38/94 - des Herrn Peter Seibert, 
wohnhaft: Brühler Straße 64, 53894 Mechernich, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 23. Okto- 
ber 1994 und zu 2. am 24. Oktober 1994) haben 
die Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag ein- 
gelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen 
Bundestag aufgrund der hohen Zahl der bei der 
letzten Bundestagswahl angefallenen Überhang- 
mandate der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs, 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteüige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79. 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsinittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 3 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.; WP 94/94 - der Frau Hedwig Promoli, 
wohnhaft; Arabellastraße 5/App. 716, 81925 München, 

2. - Az.: WP 95/94 - des Herrn Wilhelm Promoli, 
wohnhaft: Arabellastraße 5/App. 716, 81925 München, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1, Mit gleichlautenden Schreiben vom 24. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen 
Bundestag aufgrund der hohen Zahl der bei der 
letzten Bundestagswahl angefallenen Überhang- 
mandate der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen, 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführern angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 4 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 98/94 ~ des Herrn Werner Kopp, 
wohnhaft: Hohemarkstraße 17, 61440 Oberursel, 

2. - Az.: WP 99/94 - der Frau Rosemarie Kopp, 
wohnhaft: Hohemarkstraße 17, 61440 Oberursel, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 24. Okto- 
ber 1994 und zu 2. am 25. Oktober 1994) haben 
die Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag ein- 
gelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bim- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Gnmdgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis xmd damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzienmg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stinmien zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- imd fristgerecht beim Deut- 
schen Bxmdestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bimdesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 5 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 100/94 - der Frau Margot Kreußer, 
wohnhaft: Graf-Rechberg-Str. 31, 73072 Donzdorf, 

2. - Az.: WP 101/94 - des Herrn Hans Kreußer, 
wohnhaft: Graf-Rechberg-Straße 31, 73072 Donzdorf, 

3. - Az.: WP 217/94 - der Frau E. Bundschuh, 
wohnhaft: Graf-Rechberg-Str. 32, 73072 Donzdorf, 

4. - Az.: WP 218/94 - der Frau P. Luda, 
wohnhaft: Graf-Rechberg-Straße 32, 73072 Donzdorf, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 25. Okto- 
ber 1994 und zu 2. bis 4. am 24. Oktober 1994) 
haben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführern angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüf ungs verfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 
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Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 6 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 176/94 - der Frau Liane Strang, 
wohnhaft: Giseiherweg 29, 51147 Köln, 

2. - Az.: WP 177/94 - des Herrn Heribert Strang, 
wohnhaft: Giseiherweg 29, 51147 Köln, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelimgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Entste- 
himg der Überhangmandate geführt hätten, ver- 
stießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 und 
38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- imd fristgerecht beim Deut- 
schen Bimdestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassimgsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassimgsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 7 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 210/94 -> der Frau Annette Lühe, 
wohnhaft: Zum Ruhrblick 44, 44797 Bochum, 

2. - Az.: WP 216/94 - des Herrn Klaus Weber, 
wohnhaft: Zum Ruhrblick 44, 44797 Bochiun, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 23. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Oberhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wähleiwillen in 
nicht hiimehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut imd ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassimgsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgs wertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachimg vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß biimen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 8 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 227 IM - des Herrn Gerd Gunßer, 
wohnhaft: Eythweg 13, 89542 Herbrechtingen, 

2. - Az.: WP 228/94 - der Frau Regine Gunßer, 
wohnhaft: Eythweg 13, 89542 Herbrechtingen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 23. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Oberhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stinunen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumimg einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bxmdestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
imd zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bim- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler imgerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169(170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, imter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Btmdesver- 
fasstmgsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassimg 
des Deutschen Btmdestages - 
beim Btmdesverfassungsgericht emgegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 9 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 253/94 - der Frau Ingrid Bredemeyer, 
wohnhaft: Richeyweg 24, 21682 Stade, 

2. - Az.: WP 254/94 - des Herrn Gerhard Bredemeyer, 
wohnhaft: Richeyweg 24, 21682 Stade, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 22. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen 
Regelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis nüt der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgesteUt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 10 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 301/94 - des Herrn Volker Fuchs, 
wohnhaft: Marinestraße 18, 59075 Hamm, 

2. - Az.: WP 302/94 - der Frau Sabine Fuchs, 
wohnhaft: Marinestraße 18, 59075 Hamm, 

3. - Az.: WP 303/94 - der Frau Christa Knoke, 
wohnhaft: Baaderweg 27, 44328 Dortmund, 

4. “ Az.: WP 304/94 - des Herrn Horst-Dieter Knoke, 
wohnhaft: Baaderweg 27, 44328 Dortmund, 

5. - Az.: WP 305/94 - des Herrn Thorsten Knoke, 
wohnhaft: Schillerstraße 48, 44147 Dortmund, 

6. - Az.: WP 306/94 - der Frau Simona Knoke, 
wohnhaft: Schillerstraße 48, 44147 Dortmund, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 24. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteüung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Entste- 
hung der Überhangmandate geführt hätten, ver- 
stießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169(170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 11 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 317/94 -des tierm Norbert Simon, 
wohnhaft: Lortzingstraße 39, 42929 Wermelskirchen, 

2. - Az.: WP 318/94 - der Frau Regina Schuhmacher, 
wohnhaft: Joachimstraße 7, 42859 Remscheid, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 26. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen üiren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelimgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehimg der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
imd 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis \md damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehr iing 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzimgen Beschwerde beim Bimdesver- 
fassimgsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 12 


Beschluß 


In der Wahianfechtungssache: 

1 . - Az.: WP 323/94 - der Frau Ruth Rabanus, 
wohnhaft: Arabellastraße 5 (App. 1256), 8 1925 München, 

2. - Az.: WP 324/94 - des Herrn Erich Promoli, 
wohnhaft: Arabellastraße 5 (App. 1256), 81925 München, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 24. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteüung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundes Wahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgs wertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weü das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassimg 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 13 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1 - Az.: WP 329/94 - des Herrn Eckhard Heesch, 
wohnhaft: Wilhelm-Lehmann- Straße 15, 33332 Gütersloh, 

2. - Az.: WP 330/94 - der Frau Christel Hagmann, 
wohnhaft: Wilhelm-Lehmann-Straße 15, 33332 Gütersloh, 

3. - Az.: WP 331/94 - des Herrn Toni Hagmaim, 
wohnhaft: Wilhelm-Lehmann-Straße 15, 33332 Gütersloh, 

4. - Az.: WP 332/94 - der Frau Sabine Hagmann-Heesch, 
wohnhaft: Wilhelm-Lehmann-Straße 15, 33332 Gütersloh, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1, Mit gleichlautenden Schreiben vom 23. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bvm- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
imd 38 des Gnmdgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüf imgsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführern angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler imgerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)). 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, imter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassimgsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 14 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 340/94 ~ der Frau Maria Backhaus, 
wohnhaft: Krefelderstraße 2 b, 52146 Würselen, 

2. - Az.; WP 341/94 - des Herrn Uwe Szczepanski, 
wohnhaft: Krefelderstraße 2 b, 52146 Würselen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 26. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführern angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169(170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 15 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1 . - Az,: WP 346/94 - der Frau Helga Brtins, 
wohnhaft: Buschweg 30, 53340 Meckenheim-Merl, 

2. - Az.: WP 347/94 - des Herrn Wilhelm Bruns, 
wohnhaft: Buschweg 30, 53340 Meckenheim-Merl, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- imd fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Drucksache 13/3771 


Anlage 16 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 414/94 - des Herrn Farhad Dilmaghani-Marand, 
wohnhaft: In der Lach 62, 61352 Bad Homburg, 

2. - Az.: WP 415/94 - des Herrn Olaf Kaestner, 
wohnhaft: Samlandweg 1 g, 61118 Bad Vilbel, 

3. “ Az.: WP 416/94 - des Herrn Michael Rauch, 
wohnhaft: Pfarrwiese 16, 61118 Bad Vilbel, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 24. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bim- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelxmgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Oberhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfimgsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern, § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bimdestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
imd zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfimgsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
imverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)). 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages ^ 
beim Bimdesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 17 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1 . - Az.: WP 421/94 - des Herrn Kurt Enslin, 
wohnhaft: Meisenweg 2, 89564 Nattheim, 

2. - Az.: WP 422/94 - der Frau Barbara Enslin, 
wohnhaft: Meisenweg 2, 89564 Nattheim, 

3. - Az.: WP 423/94 - der Frau Gabriele Enslin, 
wohnhaft: Meisenweg 2, 89564 Nattheim, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zxim 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 26. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassimg widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Oberhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
imd 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzienmg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stinunen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfvmgsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- xind Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumxing einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- \md fristgerecht beim Deut- 
schen Bimdestag eingegangen} er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
imd zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich imbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 18 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 439/94 - des Herrn Jan Andersen, 
wohnhaft: Lausitzer Weg 9, 21465 Reinbek, 

2. - Az.: WP 440/94 - der Frau Bettina Andersen, 
wohnhaft: Lausitzer Weg 9, 21465 Reinbek, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Btmdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1, Mit gleichlautenden Schreiben vom 27. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Oberhangman- 
date der Verfassung widerspredie. Diejenigen Re- 
gelimgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis xmd damit den Wählerwillen in 
nicht hiimehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlxmg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmimg mit der 
Verfassimg zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprühmgsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidxmg darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassxmgsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich xmbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehnmg 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bxmdesverfassungsgericht (in der Fas- 
simg der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genaim- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassimg 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 19 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache; 

1. - Az.: WP 458/94 - der Frau S. Wolff, 
wohnhaft: Dürer Straße 1, 42781 Haan, 

2. - Az.: WP 459/94 - des Herrn Oliver Stozno, 
wohnhaft: Dürer Straße 1, 42781 Haan, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 1. No- 
vember 1994 und zu 2. am 30. Oktober 1994) ha- 
ben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hiimehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmimg mit der 
Verfassimg zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahrßn anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
imverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 20 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 480/94 - des Herrn Heinz-Ditmar Prostka, 
wohnhaft: Wülferoder Str. 94, 30880 Laatzen, 

2. - Az.: WP 481/94 - des Herrn Kai Michael Prostka, 
wohnhaft: Wülferoder Str. 94, 30880 Laatzen, 

3. - Az.: WP 482/94 ~ der Frau Annelie Prostka, 
wohnhaft: Wülferoder Str. 94, 30880 Laatzen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 29. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelimgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehimg der Oberhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Oberhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfimgsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumimg einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 21 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 483/94 - des Herrn Werner Schwarz, 
wohnhaft: Hortensienweg 6 a, 59425 Unna, 

2. - Az.: WP 484/94 - der Frau Magdalena Schwarz, 
wohnhaft: Hortensienweg 6 a, 59425 Unna, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 1. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169(170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 


45 


DrUCkSdChO 13/3771 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


46 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 22 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 520/94 - der Frau Jutta Scheinkönig, 
wohnhaft: Jägerhofstraße 114a, 42119 Wuppertal, 

2. ~ Az.: WP 521/94 - des Herrn Giovanni Grün, 
wohnhaft: Weststraße 1, 45549 Sprockhövel, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 23. Okto- 
ber 1994 und zu 2. am 24. Oktober 1994) haben 
die Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültig- 
keit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteüung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassimg widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfimg der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahirechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Drucksache 13/3771 


Anlage 23 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. -* Az.: WP 592/94 - des Herrn Klaus Karkoska, 
wohnhaft: Abteistraße 55, 44287 Dortmund, 

2. - Az.: WP 593/94 - der Frau Dolores Rohling, 
wohnhaft: Abteistraße 55, 44287 Dortaumd, 

3. - Az.: WP 594/94 - des Herrn Lothar Rohling, 
wohnhaft: Abteistraße 55, 44287 Dortmund, 

4. - Az.: WP 595/94 - der Frau Petra Neumann-Karkoska, 
wohnhaft: Abteistraße 55, 44287 Dortaumd, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 27. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
dannt, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Oberhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hiimehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwiesen, 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
hchen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 


grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und üire Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen köime mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsillittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 24 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 647/94 - der Frau Inningard Schumacher, 
wohnhaft: Butzbachweg 8, 63739 Aschaffenburg, 

2. - Az.: WP 648/94 - des Herrn Michael Schumacher, 
wohnhaft: Butzbachweg 8, 63739 Aschaffenbrirg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Oberhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weü das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 


Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvörschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassimgsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von 2 Monaten seit der Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 25 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 656/94 - des Herrn Jürgen Müller, 
wohnhaft: Tropfsteinweg 62, 12349 Berlin, 

2. - Az.: WP 657/94 - des Herrn Martin Jobst, 
wohnhaft: Schlangenbad 22, 14197 Berlin, 

3. - Az.: WP 722/94 - des Herrn Kai Schäfer, 
wohnhaft: Franzstraße 16, 13595 Berlin, 

4, - Az.: WP 766/94 - des Herrn Günter Adomat, 

wohnhaft: Erkstraße 2, 12043 Berlin, 

5. - Az.: WP 855/94 - des Herrn Werner Tschom, 
wohnhaft: Johannisberger Straße 10, 14197 Berlin, 

6. - Az.: WP 856/94 - des Herrn Thomas Fischbach, 
wohnhaft: Schulstraße 7, 14532 Stahnsdorf, 

7. - Az.: WP 857/94 - des Herrn Waldemar Arndt, 
wohnhaft: Wormser Straße 6, 10789 Berlin, 

8. - Az.: WP 885/94 - des Herrn Christian Rubin, 
wohnhaft: Techowpromenade 58, 13437 Berlin, 

9. ~ Az.: WP 917/94 - des Herrn Werner Fischbach, 
wohnhaft: Wilh.-Külz-Str. 56, 14532 Stahnsdorf, 

10. - Az.: WP 921/94 - des Herrn Dr. Michael Kanno, 

wohnhaft: Bayemallee 33a, 14052 Berlin, 

11. - Az.: WP 965/94 - des Herrn Manfred Graf, 
wohnhaft: Alboinstraße 93, 12103 Berlin, 

12. - Az.: WP 966/94 - der Frau Marion Graf, 
wohnhaft: Alboinstraße 93, 12103 Berlin, 

13. - Az.: WP 1000/94 - der Frau Kamilla Sauck, 
wohnhaft: Kleineweg 52, 12101 Berlin, 

14. - Az.: WP 1045/94 - der Frau Bärbel Roseneck, 
wohnhaft: Ringstraße 21, 14548 Caputh, 

15. - Az.: WP 1049/94 - des Herrn Dieter Sauck, 
wohnhaft: Kleineweg 52, 12101 Berlin, 

16. - Az.: WP 1064/94 - des Herrn Florian Schossei, 
wohnhaft: Pardemannstraße 5, 14109 Berlin, 

17. - Az.: WP 1070/94 - des Herrn Jürgen Klein, 
wohnhaft: Amold-Knoblauch-Ring 39, 14109 Berlin, 

18. - Az.: WP 1070/94 - der Frau Ilse Klein, 
wohnhaft: Amold-Knoblauch-Ring 39, 14109 Berlin, 

19. - Az.: WP 1111/94 ~ des Herrn Michael Adam, 
wohnhaft: Windsteiner Weg 53, 14165 Berlin 

20. - Az. : WP 1 1 20/94 ~ des Heim Harald Kewitz, 

wohnhaft: Asbestweg 6, 12349 Berlin 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspmch wird zurückgewiesen. 
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Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. und 2. am 
28. Oktober 1994, zu 3. am 30. Oktober 1994, zu 
4. und 6. am 1. November 1994, zu 5. und 7. am 
3. November 1994, zu 8. und 9. am 5. November 
1994, zu 13. am 8. November 1994, zu 11. und 12. 
am 9. November 1994, zu 15. am 10. November 
1994, zu 14. am 11. November 1994, zu 16. am 
17. November 1994, zu 17. bis 19. am 18. Novem- 
ber 1994, zu 20. am 6. Dezember 1994 und zu 
10. ohne Datum (Eingang beim Wahlprüfungsaus- 
schuß am 10. November 1994) haben die Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 13. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien, 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 


2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführern angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 26 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 661/94 - des Herrn Gerhard Schmid, 
wohnhaft: Frimleystraße 56, 74321 Bietigheim-Bissingen, 

2, - Az.: WP 662/94 - der Frau Ursula Kutzen, 
wohnhaft: Wolfgang- Amadeus-Mozart-Straße 22, 70806 Komwestheim, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 27. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilxmg im Deutschen Bim- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehimg der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs, 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne nüt 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages -- 
beim Bimdesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 27 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 678/94 - der Frau Dorothea Camphausen, 
wohnhaft: Kolmonderstraat 9, 6286 CD Wittern, Niederlande 

2. - Az.: WP 679/94 - des Herrn Edmimd Camphausen, 
wohnhaft: Kolmonderstraat 9, 6286 CD Wittern, Niederlande 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassimg widerspreche. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzienmg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- imd fristgerecht beim Deut- 
schen Bimdestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 


Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 28 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 704/94 - des Herrn Adolf Laufenberg, 
wohnhaft: Am Möllinghof 19, 58675 Hemer, 

2. - Az.: WP 705/94 - der Frau Anette Hücking, 
wohnhaft: Gutenbergstr. 10, 35085 Ebsdorfergrund, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 28. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzienmg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen,' er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bimdes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. , 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 29 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 707/94 - des Herrn Achim Kramer, 
wohnhaft: Bamerstr. 28, 22765 Hamburg, 

2. - Az.: WP 708/94 - der Frau Susanne Pirschei, 
wohnhaft: Bamerstraße 28, 22765 Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. ohne Datum 
~ Eingang beim Wahlprüfungsausschuß am 2. No- 
vember 1994 und zu 2. am 26. Oktober 1994) ha- 
ben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Oberhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 


gnmd von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Weihlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmillelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 


61 



Drucksache 13/3771 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


62 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 
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Anlage 30 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 751/94 - des Herrn Dr. Ingo Hueck, 
wohnhaft: Feilenstraße 10-12, 33602 Bielefeld, 

2. - Az,: WP 752/94 - des Herrn Peter Eickelmann, 
wohnhaft: Schopenhauerstraße 6, 65191 Wiesbaden, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13, Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelimgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
imd 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfimgsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumimg einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 


großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschrifteh im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen,* sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs, 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 31 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 792/94 - der Frau Claudia Oschek, 
wohnhaft: Nelkenstraße 8, 47906 Kempen, 

2. - Az.; WP 793/94 -des Herrn Erik Oschek, 
wohnhaft: Nelkenstraße 8, 47906 Kempen, 

3. - Az.: WP 794/94 - des Herrn Dieter Oschek, 
wohnhaft: Nelkenstraße 8, 47906 Kempen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. und 3. am 
27, Oktober 1994 und zu 2. am 25. Oktober 1994) 
haben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13, Deutschen Bimdestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Gnmdgesetzes, 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzieruhg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwiesen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidimgsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichüich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
imd zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfimgsausschuß imd der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bimdesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt imd 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut imd ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 32 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1 . - Az.: WP 798/94 - des Herrn Jörg Gonschior, 
wohnhaft: Altmengederstraße 110, 44359 Dortmund, 

2. - Az.: WP 799/94 - der Frau Stefanie Schmitz, 
wohnhaft: Sonnbomer Straße 97, 42327 Wuppertal, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 1. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehimg der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
imd 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfimgsausschuß hat nach Prüfimg der 
Sach- imd Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 
1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der 
Anberaumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlimg Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
imverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich imbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 33 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: . 

1 . - Az.: WP 803/94 - der Frau Veronika Roth, 
wohnhaft: Am Hohen Ranken 3, 93161 Sinzing, 

2. - Az.: WP 804/94 - der Frau Rita Roth, 
wohnhaft: Am Hohen Ranken 3, 93161 Sinzing, 

3. - Az.: WP 805/94 - des Herrn Dr. Rulaman Roth, 
wohnhaft: Am Hohen Ranken 3, 93161 Sinzing, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 2. No- 
vember 1994, und zu 2. imd 3. am 3. November 
1994) haben die Einspruchsführer Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen 
Bimdestag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteüung im Deutschen Bun- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehimg der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
imd 38 des Gnmdgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis imd damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwiesen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist imbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. ^ 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassimg 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 34 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 81 1/94 - des Herrn Peter-Michael Schmidt, 
wohnhaft: RO. Box 2730, 11461 Riyadh, Saudi Arabien 

2. Az.: WP 814/94 - der Frau Mariaime Schmidt, 
wohnhaft: RO. Box 2730, 11461 Riyadth, Saudi Arabien 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzienmg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Rarteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- imd fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß imd der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmimg mit der 
Verfassimg zu überprüfen; sie haben diese KontroUe 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt imd 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilimgsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169(170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehriing 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genaim- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 35 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.; WP 845/94 - der Frau Tanja Langenberg, 
wohnhaft: Am Latumer See 26, 40668 Meerbusch, 

2. - Az.: WP 846/94 - des Herrn Holger Reintjes, 
wohnhaft: Am Latumer See 26, 40668 Meerbusch, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. ohne Datum 
- Eingang beim Wahlprüfungsausschuß am 7. No- 
vember 1994 und zu 2. am 30. Oktober 1994) ha- 
ben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 


grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 36 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: 866/94 - der Frau Katrin Patzak, 

wohnhaft: Stader Straße 45 a, 28205 Bremen, 

2. - Az.: WP 866/94 - des Herrn Dr. Lovis M. Wambach, 
wohnhaft: Stader Straße 45 a, 28205 Bremen , 

3. ~ Az.: WP 918/94 - der Frau Uta Khan, 
wohnhaft: Römerstraße 40, 28203 Bremen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1, und 2. am 
5. November 1994 und zu 3. am 29. Oktober 1994) 
haben die Einspruchsführer Einspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfasfsung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwiesen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stinunen könne mit 
keinem Sitzverteiiungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)). 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zmnäckzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassimgsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 37 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 869/94 - der Frau Charlotte Raasch-Beech, 
wohnhaft: Marktstraße 8 c, 25451 Quickbom, 

2. - Az.: WP 869/94 - des Herrn Julius Beech, 
wohnhaft: Marktstraße 8 c, 25451 Quickbom, 

3. - Az.: WP 871/94 - der Frau I. Raasch, 
wohnhaft: Hahnemannstraße 8 c, 20249 Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. und 2. am 

4. November 1994 und zu 3. am 3. November 
1994) haben die Einspruchsführer Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassimg widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, diie zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzienmg des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwiesen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumimg einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspmch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß imd der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bimdesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bimdes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Eihspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zweiMonaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 38 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1, ~ Az.: WP 875/94 - des Herrn Adolf Creutz, 
wohnhaft: Quellenstraße 21, 42117 Wuppertal, 

2, - Az.; WP 878/94 - des Herrn Emst Grün, 
wohnhaft: Weststraße 1, 45549 Sprockhövel, 

3. - Az.: WP 879/94 - der Frau Ruth Grün, 
wohnhaft: Weststraße 1, 45549 Sprockhövel, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspmch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1, Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1, am 23. Okto- 
ber 1994, und zu 2, und 3, am 24. Oktober 1994) 
haben die Einspmchsführer Einspmch gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
eingelegt. 

Die Einspmchsführer begründen ihren Einspmch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bimdestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelimgen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs, 1 
imd 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwiesen. 

2, Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern, § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfimgsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumimg einer öffentlichen mündli- 
chen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspmch ist form- imd fristgerecht beim Deut- 
schen Bimdestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich imbegründet. 


Der Einspmch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspmchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
gmnd von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bim- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht bemfen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspmch ist nach alledem gemäß § 6 Abs, 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11, August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde .beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 39 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 894/94 - der Frau Christine Przybylski, 
wohnhaft: Friedrich- Wilhelm-Str. 47, 12103 Berlin, 

2. - Az.: WP 897/94 - der Frau Gerda Schmidt, 
wohnhaft: Mollnerweg 23, 12353 Berlin, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

äm beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 6. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bim- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundes Wahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Gnmdgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 
la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der 
Anberaumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
imd zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüftmgsausschuß imd der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bimdesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlen tscheidimg darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgesteUt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - - 

beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 40 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 898/94 - des Herrn Detlef Rutsch, 
wohnhaft: Gleiwitzer Str. 15, 27'47 8 Cuxhaven, 

2. - Az.: WP 899/94 - der Frau Marita Rutsch, 
wohnhaft; Gleiwitzer Str. 15, 27478 Cuxhaven, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgeAviesen, 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 25. Oktober 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. la Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis nüt der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 


Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüf ungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/3771 


Anlage 41 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 912/94 - des Herrn Rudolf Kipsch, 
wohnhaft: Doberaner Str. 1 a, 14199 Berlin, 

2. - Az.: WP 981/94 - der Frau Erika Mierow-Leifermann, 
wohnhaft: Ahomweg 10, 22395 Hamburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 4. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weU das Wahlergeb- 
nis nüt der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 


Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfimgsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß biimen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 42 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. “ Az.: WP 928/94 - der Frau Helga Bennewitz, 
wohnhaft: Konrad-Adenauer-Ring 35, 76767 Hagenbach, 

2. - Az.: WP 929/94 - des Herrn Lothar Bennewitz, 
wohnhaft: Konrad-Adenauer-Ring 35, 76767 Hagenbach, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 10. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 


Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler imgerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidimg darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 43 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az,: WP 954/94 *- der Frau Ursula Schuster, 
wohnhaft: Lerchenstraße 15, 63150 Heusenstamm, 

2. - Az,: WP 955/94 - des Herrn Dieter Kaufmann, 
wohnhaft: Anemonenweg, 63225 Langen, 

3. - Az,: WP 956/94 - des Herrn Reimund Butz, 
wohnhaft: Bahnhofstraße 67, 63322 Rödermark, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 7. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
danüt, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgnmd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüf ungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 


Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis nüt der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung nüt der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde- im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 44 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1 . - Az.: WP 961/94 - der Frau Ursula Greb, 
wohnhaft: Hainstraße 59, 63526 Erlensee, 

2. - Az.: WP 962/94 - des Herrn Karlheinz Greb, 
wohnhaft: Hainstraße 59, 3526 Erlensee, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1, Mit gleichlautenden Schreiben vom 8. November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bim- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassimg widerspreche. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist imbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 


grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 45 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 1014/94 - der Frau Ingrid Schmalhorst-Behrendt, 
wohnhaft: Alte Bogengasse 15, 63303 Dreieich, 

2. - Az.: WP 1016/94 - des Herrn Stefan Metzen, 
wohnhaft: In den Rohwiesen 29, 63303 Dreieich, 

3. - Az.; WP 1017/94 - des Herrn Peter DüU, 
wohnhaft: Bussardweg 11, 63303 Dreieich, 

4. - Az.: WP 1018/94 - des Herrn Dieter Schmidt, 
wohnhaft: Moselstraße 1, 63303 Dreieich, 

5. - Az.: WP 1019/94 - des Herrn Dieter Bachmann, 
wohnhaft: Schopenhauerstraße 12, 63303 Dreieich, 

6. - Az.: WP 1020/94 - des Herrn Wilfried Juch-Zachert, 
wohnhaft: August-Bebel-Straße 70, 63303 Dreieich, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 2. am 8. No- 
vember 1994 und zu 1., 3. bis 6. am 9. November 
1994) haben die Einspruchsführer Einspruch ge- 
gen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen 
Bundestag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hiimehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidiingsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführ em angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß und der Deutsche Bun- 
destag alä Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fimgsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 
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Rechtsmittelbeletinmg 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 46 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 1035/94 - der Frau Margit Fxmk, 
wohnhaft: Langemarckstraße 22, 86368 Gersthofen, 

2. - Az,: WP 1036/94 - des Herrn Thomas Funk, 
wohnhaft: Langemarckstraße 22, 86368 Gersthofen, 

3. - Az.: WP 1038/94 - der Frau Ursula Friedl, 
wohnhaft: Langemarckstraße 22, 86368 Gersthofen, 

4. - Az.: WP 1039/94 - des Herrn Pierre Gronau, 
wohnhaft: Georg- Odemer- Straße 2 a, 86356 Neusäß, 

5, - Az.: WP 1041/94 - der Frau Angelika Prestel, 
wohnhaft: Langemarckstraße 22, 86368 Gersthofen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben vom 15, November 
1994 haben die Einspruchsführer Einspruch gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bun- 
destag eingelegt. 

Die Einspruchsführer begründen ihren Einspruch 
damit, daß die Sitzverteilung im Deutschen Bun- 
destag aufgrund der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassung widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Grundgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis und damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spruchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 
1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von 
der Anberaumung einer öffentlichen mündlichen 
Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspruch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspruchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
grund von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß imd der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht berufen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassung zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten, 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
imverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
traut und ihre Wahlentscheidung darauf eingerichtet 
haben. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
[BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 
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Rechtsmittelbelehning 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassimgsgericht (in der Fas- 
simg der Bekanntmachimg vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, imter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassimgsgericht erhoben werden. Sie muß biimen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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Anlage 47 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache: 

1. - Az.: WP 1092/94 - der Frau M. Muth-Marquardt, 
wohnhaft: Wendelsh. Weg 14, 55234 Nack, 

2. - Az.: WP 1093/94 - des Herrn Ludwig Blumentrath, 
wohnhaft: Emst-Reuter- Straße 35, 55232 Alzey, 

3. - Az.: WP 1096/94 - der Frau Birgit Thörle, 
wohnhaft: Burgxinderstraße 72, 55291 Saulheim, 

4. - Az.: WP 1097/94 - der Frau Magdalena Petersein, 
wohnhaft: Emst- Reuter-Straße 44, 55232 Alzey, 

5. - Az.: WP 1097/94 - des Herrn Klaus Wachowski, 
wohnhaft: Emst-Reuter-Straße 44, 55232 Alzey, 

6. - Az.: WP 1099/94 - der Frau Lisa Blumentrath-E., 
wohnhaft: Emst-Reuter-Straße 35, 55232 Alzey, 

7. - Az.: WP 1 109/94 - des Herrn Dr. Ulrich Mowitz, 

wohnhaft: Ebertstr. 34 , 55232 Alzey, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 13. Deutschen Bimdestag 
vom 16. Oktober 1994 

hat der Deutsche Bimdestag in seiner Sitzimg 

am beschlossen: 

Der Wahleinspmch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit gleichlautenden Schreiben (zu 1. am 25. No- 
vember 1994, zu 2. am 27. November 1994, zu 3. 
am 28. November 1994, zu 4. und 5, am 30. No- 
vember 1994, zu 6, am 26. November 1994 und zu 
7. am 5. Dezember 1994) haben die Einspmchs- 
führer Einspmch gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 13. Deutschen Bimdestag eingelegt. 

Die Einspmchsführer begründen ihren Einspmch 
damit, daß die Sitzverteilimg im Deutschen Bun- 
destag aufgmnd der hohen Zahl der bei der letz- 
ten Bundestagswahl angefallenen Überhangman- 
date der Verfassimg widerspreche. Diejenigen Re- 
gelungen des Bundeswahlgesetzes, die zur Ent- 
stehung der Überhangmandate geführt hätten, 
verstießen gegen die Artikel 20 Abs. 2, 21 Abs. 1 
und 38 des Gnmdgesetzes. 

Die große Zahl der Überhangmandate verfälsche 
das Wahlergebnis imd damit den Wählerwillen in 
nicht hinnehmbarer Weise, da sie eine erhebliche 
Differenzierung des Erfolgswertes der einzelnen 
Stimmen zur Folge habe. Dies benachteilige ins- 
besondere die kleineren Parteien. 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Ein- 
spmchsführer wird auf den Akteninhalt verwie- 
sen. 


2. Der Wahlprüfungsausschuß hat nach Prüfimg der 
Sach- und Rechtslage beschlossen, gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) 
von der Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspmch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
offensichtlich unbegründet. 

Der Einspmch ist unbegründet, weil das Wahlergeb- 
nis mit der von den Einspmchsführem angegriffenen 
großen Zahl von Überhangmandaten erstens auf- 
gnmd von gültigen Wahlrechtsvorschriften erzielt 
und zweitens richtig berechnet worden ist. 

Der Wahlprüfungsausschuß imd der Deutsche Bun- 
destag als Gesetzgeber sehen sich nicht bemfen, die 
Gültigkeit von Wahlrechtsvorschriften im Wahlprü- 
fungsverfahren auf ihre Übereinstimmung mit der 
Verfassimg zu überprüfen; sie haben diese Kontrolle 
stets dem Bundesverfassungsgericht Vorbehalten. 
Würde im Wahlprüfungsverfahren anders entschie- 
den, würden diejenigen Wähler ungerechtfertigt und 
unverhältnismäßig benachteiligt, die bei der Wahl 
auf die Gültigkeit der Wahlrechtsvorschriften ver- 
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traut und ihre Wahlentscheidtmg dcirauf eingerichtet 
haben. 

hn übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt hat, eine absolute 
Gleichheit des Erfolgswertes der Stimmen könne mit 
keinem Sitzverteilungsverfahren erreicht werden 
(BVerfGE 79, 169 (170, 171)]. 

Der Einspruch ist nach alledem gemäß § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht (in der Fas- 
simg der Bekanntmachung vom 11. August 1993), 
der als Anlage beigefügt ist, unter den dort genann- 
ten Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesver- 
fassungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen ei- 
ner Frist von zwei Monaten seit der Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages - 
beim Bundesverfassungsgericht eingegangen sein. 
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